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Zur politischen Gestaltungsfunktion des Reichsrechnungshofs in der
Weimarer Republik
Franz-O. Gilles (Berlin)
1. Davon ausgehend, dass politische Beschlüsse der Umsetzung auf den mittle¬
ren und unteren Verwaltungsebenen bedürfen, scheint es sinnvoll, nach der
politischen Gestaltungsfunktion der Rechnungshöfe zu fragen als den Insti¬
tutionen, die die vorhandenen Verwaltungsstrakturen massgeblich mit beeinflusst
haben, vor allem dann, wenn solche Strukturen (scheinbar) zur Disposition
standen. Demgemäss haben die Rechnungshöfe nach dem Ersten und Zweiten
Weltkrieg Einfluss auf den Aufbau und in weiten Teilen sogar auf die Aufgaben¬
stellung bestehender wie neuzuschaffender Verwaltungen genommen. Als allseits
anerkannte und neutrale Experten wirkten sie in der Weimarer Zeit durch eine
intensive Gutachten- und Beratungstätigkeit auch an politischen Sachverhalten
wie etwa der Schuldenproblematik oder der Reichsreform mit. Darüber hinaus hat
man aus dem Rechnungshof des Deutschen Reichs heraus sogar insofern politisch
gestaltend gewirkt, als man sich an der Ausschaltung des Parlaments bei der
Behandlung politisch brisanterund tendenziell systemgefährdenderVorkommnisse
beteiligte.
2. Als Reaktion aufdie finanziellen Belastungen, denen sich das Deutsche Reich
nach dem Ersten Weltkrieg gegenübersah, wurde auf Initiative des damaligen
Finanzministers Erzberger eine grossangelegte Finanzreform durchgeführt, deren
wesentliche Merkmale die Verlagerung der Steuerdominanz aufReichsebene, die
Neuordnung des Finanzausgleichs und eine erhebliche Steuerausweitung waren.
Ergänzend hierzu wurde 1922 das Haushaltsrecht einschliesslich der öffentlichen
Finanzkontrolle reformiert, wobei man sich an einem 1911 vorgelegten Entwurf
orientierte, der zwar auf eine Effektivierang der Finanzverwaltung zielte, das
Parlament jedoch weitgehend ignorierte. Hieraus ergab sich das Paradox, dass ein
für ein halbabsolutistisches Regierangssystem konzipiertes Gesetz den finanz¬
rechtlichen Rahmen für eine parlamentarisch legitimierte Exekutive bildete. Die
Reichshaushaltsordnung trug damit wesentlich zur Machtsteigerang der Bürokra¬
tie aufKosten des Parlaments bei. In dem sich hierin dokumentierenden Verfall der
parlamentarischen Kontrolle der Regierang sieht Karl Dietrich Bracher eine
wesentliche Ursache für die Auflösung der Weimarer Republik.
3. Der eingeschränkten Machtfülle des Reichstages entsprach eine weitgehende
Parlamentsfeme der obersten Finanzkontrollbehörde, die in einer aus dem Kaiser¬
reich überkommenen obrigkeitsstaatlichen Position verharrte. Die nur dem Gesetz
unterworfene kollegialisch verfasste Behörde hielt sich, ihrem tradierten Selbst¬
verständnis einerfachkundigen aufSparsamkeitund Wirtschaftlichkeit pochenden
apolitischen Institution entsprechend, bei politisch brisanten Themen merklich
zurück bzw. widmete sich ihnen erst dann, wenn man sie förmlich darauf stiess,
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oder aber man beteiligte sich an der Beseitigung von Missständen, wobei jedoch
das Parlament des öfteren ausgeschaltet wurde - hierzu einige Beispiele:
Die Berichte des Rechnungshofs waren für die "Reparationsgläu¬
bigermächte" mehrfach Anlass zu massiverKritik an derReichsregierang,
weshalb die Finanzkontrolleure Anfang der dreissiger Jahre unter mas¬
siven innenpolitischen Druck gerieten, dem sie insoweit nachgaben, als
entsprechende Beanstandungen zukünftig informell geregelt werden
sollten.
Einige Jahre zuvor war der Rechnungshof in die Bewältigung der als
"Lohmann-Skandal" bekanntgewordenen illegalen Finanzierungs¬
praktiken der Reichswehr involviert. AufEmpfehlung des mit der Unter¬
suchung der Affäre beauftragten Rechnungshof-Präsidenten Saemisch
wurde für die Kontrolle der geheimen Verteidigungsausgaben unter
Ausschaltung des Parlaments ein "Mitprüfungsausschuss", bestehend aus
Vertretern des Wehr- und des Finanzressorts sowie des Rechnungshofs,
eingerichtet, wobei die fragwürdigen Finanzierungspraktiken jedoch
grossenteils beibehalten wurden.
Im Zusammenhang mit dem sogenannten "Osthilfe-Skandal", der sich
aus den Ende der zwanziger Jahre aufgenommenen Subventionen notlei¬
dender Bauern in den östlichen Reichsgebieten entwickelte und in einem
undurchsichtigen Konuptionsgestrüpp mündete, hatte sich der Rech¬
nungshof mit Kritik merklich zurückgehalten. Erst als der Reichstag am
25. Januar 1933 auf eine gründliche Prüfung drängte, verstärkte die Kon¬
trollbehörde ihre Bemühungen und legte im November des gleichen
Jahres eine entsprechende Denkschrift vor, die aufgrund der zwischen¬
zeitlich erfolgten Machtübernahme durch die Nationalsozialisten jedoch
keinen echten Adressaten mehr hatte.
4. Die "Regierangsnähe" des Rechnungshofs zeigte sich auch auf Gebieten, auf
denen die Prüfbehörde meist in der Person ihres langjährigen Präsidenten Sae¬
misch agierte. Dies gilt vor allem für die Funktion des Reichssparkommissars,
dessen Arbeit hohes Ansehen genoss und der vom Reichstag gerne als "Service-
Einrichtung" genutzt worden wäre, was Saemisch jedoch stets ablehnte. Die
Aufgabe war ihm im November 1922 im Zusammenhang mit den Einsparungs-
bestrebungen der Regierung übertragen worden. Dabei erhielt er weitgehende Be¬
fugnisse zur Überprüfung der ministerialen Haushalte und wurde an der Aufstel¬
lung des Gesamtetats beteiligt. 1927 wurde sein Betätigungsfeld auf die Länder
und Kommunen ausgeweitet und ihm eine konsultative Teilnahme an den Sitzun¬
gen des Reichskabinetts eingeräumt. Ausserdem übernahm Saemisch den Vorsitz
der "Verwaltungsabbau-Kommission", sowie im Reichsschuldenausschuss und
schliesslich im Aufsichtsrat der Revisions- und Treuhand AG. Nicht zuletzt diese
Kompetenzanhäufung dürfte Bracher zu der Einschätzung veranlasst haben, die
Staatsbürokratie, allen voran der Rechnungshof, habe sich weitgehend die Haus¬
haltsaufstellung an Kabinett und Parlament vorbei angeignet. Zwischen 1929 und
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1933 legte der Reichssparkommissar440 Gutachten und gutachterliche Äusserun¬
gen vor, die in Einzelfällen noch Jahrzehnte später als Grundlage für entsprechen¬
de Reformmassnahmen dienten.
5. Nach der nationalsozialistischen "Machtergreifung" kam es zu teilweise
gravierenden Änderungen hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Stellung sowie
der inneren Organisation des Rechnungshofs. Erwähnt seien hier lediglich die
Übertragung der Budgetentlastung auf die Regierung, die Schwächung des Kolle¬
gialprinzips durch die Einführung des "Führerprinzips" bei der Kontrollbehörde
und die reichsweite Zentralisierung der Finanzkontrolle. Die faktische Arbeit
scheint durch diese Änderungen zunächst wenig tangiert worden zu sein. Vor
allem die Gutachten- und Beratungstätigkeit wurde in kaum vermindertem Um¬
fang weitergeführt; so wurden von 1934 bis 1939 336 Gutachten bzw. Stel¬
lungnahmen vorgelegt, die nach allgemeiner Einschätzung den vorherigen in
keiner Weise nachstanden.
Resümierend kann festgehalten werden, dass weder die staatspolitischen und
verfassungsrechtlichen Bräche von 1919 noch die von 1933 das Selbstverständnis
dieser Institution gravierend beeinträchtigt haben. Eine Demokratisierung der
Rechnungshöfe im Sinne einer Annäherung oder gar Stützung des parlamentari¬
schen Systems gab es nach 1919 nicht. Auch die Änderungen nach 1933 scheinen
weitgehend im Sinne des Prüfkollegiums gewesen zu sein, wohingegen die
Abschaffung der parlamentarischen Budgetkontrolle eher mit Gleichmut hinge¬
nommen wurde.
Zur Kontinuität der öffentlichen Finanzkontrolle im NS-Staat und in der
Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland
Rainer Weinert (Berlin)
1. Bereits Rudolph Goldscheidt hat die Bedeutung finanzgeschichtlicher Er¬
kenntnisse für eine Soziologie des Finanz- und Steuerstaates erkannt. Zureichend
sind diese Zusammenhänge unserer Meinung nach nur durch eine soziologische
Behandlung der Finanzgeschichte und nicht, wie das derzeit noch der Fall ist,
durch die Zeitgeschichte, die überwiegend deskriptiv-chronologisch argumentiert
oder die Rechtswissenschaft, die sich auf die Dimension der formalen Funktions¬
zuweisung beschränkt, darzustellen.
2. Für die Entwicklung des Haushaltsrechts nach 1933 ist charakteristisch, dass
es Hitler verstand, sich der Autorität führender konservativer Finanzpolitiker, wie
Schwerin von Krosigk, Popitz, aber auch des Rechnungshof-Präsidenten Sae¬
misch zu bedienen, während gleichzeitig ein spezifischer nationalsozialistischer
Einfluss gerade im Haushaltsrecht feststellbar ist, z.B. durch die Ausschaltung der
parlamentarischen Budgetkontrolle, Einführung des "Führerprinzips" in den kol¬
legial verfassten Rechnungshof(RH) und vor allem durch den Kabinettsbeschluss
vom 4. April 1933, durch den die Finanzkontrolle des RH im Bereich der Wehr-
